
MMags-Mchied
für die im Jahre 1808 versammeltgewesenen stände der Nheiu-Prouiuz.

Mir Wilhelm, von Gottes Gnadm, Ftö'nig von H'rettszen ctc.

entbietenUnsern getreuen Ständen der NheiuprvviuzUnsern gnädigen Gruß und ertheilen hiermit auf
die Uns vorgelegtenGutachten nnd Erklärungen des im Jahre 18l>8 versammeltgewesenen Proviuzial-

Landtages den nachstehende!!Bescheid:

I. Auf die nutachtlichcuEltläruusscllüber die Präpositionen.

>. In Vcrücksichtiguug der vou Uuseru getreuen Stauden in der Adresse vom 2«. Mcd'z
1^68 abgegebenen Erklärung, haben Wir in Gemäßheit des §. U> der Verordnung,

betreffend die Feststellungnnd Untervertheilung der Grundsteuer iu dcu beiden west-
licheu Provinzen vom 12. Dezember I8«!4 (G.-T. T. <^3.)

sscuehmigt, daß der auf Grund der Vorschrift im §. 4 der gedachten Verordnung von dcu Grundsteuer-
Pflichtige» zur Deckung der Kosten der Erhaltung des GruudstcuerkatastcrsaufzudringendeBeischlag zur
Grundsteuer behufs Verstärknng des rheinischen Scvarat-Kataster F̂onds für die Zeit vom I. Januar
1868 ab auf die Dauer von Zehn Jahren vvu 18<!8 bis 1877 einschließlich für die Nheinprovinzvou
cm und einem halben Prozent auf vier und ein halbes Prozent der Grundsteuer erhöht, nud hiervon
ein halbes Prozent, wie bisher so auch künftig zum allgemeinen Katasterfondsfür die Provinzen Rhein¬
land und Westfalen, dagegen der Betrag von vier Prozent dem besonderenFonds für die Nheinprovinz
überwiesen wird.

Insoweit sich im Laufe des gedachten zehnjährigen Zeitraums hcrausstelleu sollte, daß zur
Bestreitung der aus dem Separatfonds für die Nheinprovinz zu leistenden Ausgaben, ein geringerer
Beitrag der Grundsteucrpflichtigenals vier nnd ein halbes Prozent der Grundsteuer genügensollte, ist
derselbe für die betreffenden Jahre entsprechend zu ermäßigeu.

2. lieber die wirtschaftliche '^iisammeuleguugder Gruudstücke iu dem Bezirke des Iusti;-
Smats zu Ehrenbreitstciuist inzwischen das Gesetz vom 5. April 180!» lG.-T. 3. 514 ff,) ergangen.

3. Der Entwurf eines Fischcrei-Polizeigesetzes für den Umfang der Nheinprovinz nnd den
RegierungsbezirkWiesbaden ist den beiden Hänsern des Landtags der Monarchie zur verfassungs¬
mäßigen Beschlußncchmevorgelegt, später aber°zurückgezogcn worden, nachdeminzwischendie unter dcu
Nheinuferstaatengeschlossene llebcreinknnftüber die Negelnngder Fischerei im Nheine, iu seine» Zu- nnd
Abflüssen, die Zustimmung des allgemeinen Landtages gefundenhat.

4. Mit Berücksichtigung der von Unserengetreuen Ständen in der Adressevom 23. März
1868 abgegebenen Erklärungen haben Wir genehmigt, daß ans dem früher ,Mcn-Hombnrg'schen
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Ständische Gesetze,
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Reorganisation des
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Oberamtc Meisenheim, unter Vereinigung desselben mit dein Verwaltungsbezirkeder Rheinprovinz,
beziehungsweise dem Regierungsbezirk Loblenz, ein besonderer landrathlichcr Kreis gebildetund die Stadt
Meisenheimzum Sitze des Landraths bestimmtwerde. Diese Einrichtung ist, nachdem der dazu erfor¬
derliche Mehrbedarf auf den Staatshanshalts-Etat von 18<!I» übernommenworden, ins Leben getreten,
auch die Krcisverfassungbereits eingeführt. Wegen Anschlusses des Greises Meisenheiman den provin-
zialständischen Verband der Rheinprovinzwird dem Landtage der Monarchieeine entsprechendeGcsctzes-
Vorlagc gemacht werden.

II. Auf die ständische» Petitionen.
1. Dem Antrage Unserergetreuen Stände in der Adresse vom 4. April 18«>!

wegen Mittheilung der zu erwartenden ständischen Gesetze an die Prvvinzial-Stände
haben Wir in dieser Allgemeinheit bei der dermaligenLage der betreffenden legislativen Verhandlungen
nicht stattzugeben vermocht, dagegen sind Wir geru geneigt, den Wünschen Unserer getreuen Staude

wegen Gewährung der Selbstverwaltung der provinzialständischen Institute,
soweit eine solche noch nicht besteht, zu entsprechen,nnd wollen Wir den speziellen Anträgen über die
Art und Weise der Organisation der Verwaltung der betreffeudcu Institute entgegensehen.Um die
Aufstellung derartiger Vorschläge zu erlcichteru, ist Unser Eommissariusbeauftragt worden, deu getreuen
Ständen die Gruudzüge eines Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzialständischen
Vermögens und der provinzialständischen Anstalten nebst den erforderlichen Erläuterungen vorzulegen.

2. Dem Antrage der auf dem U>. RheinischenProvinziabLandtage versammelt gewesenen
Stände der Ritterschaft in der Adresse vom 2. April I8U8 entsprechend haben Wir

1. dein im Landkreise Eöln belegenen Gute Godorfcr Burg des Legationsraths Freiherrn von
Steffens,

2. den: im Kreise Iiilich belegenen Gute GucstenerVurg des HeinrichBucrsgens,
3. dem im Kreise Geldern belegenen Gute Gölten des Albert van Aefferden,
4. dem im Kreise Grevenbrvich belegenen Gute Otzenrath des Benjamin Leuffen,
5. dem im Kreise Nees belegenenGute Wvlfersnm des Kammcrhcrru und Schloßhauptmanns von

Brühl, Grafen August Spce,
t>. dem im Kreise Geilenkirchcn belegenen Gute Lovcrich des Gustav von Franten-Wclz,
?. dem im Kreise Grevenbrvich belegenen Gute Oekover-Hofdes Balthasar Herbcrtz und
8, dem im Kreise Nees belegenen Gute Hübsch des Johann Anton Schmitz

die Eigenschaft landtagsfähiger Rittergüter für die Dauer der Besitzet der gegenwärtigenBesitzer und
ihrer ehelichen Descendenz in Gnaden verliehen. Eine gleiche Verleihung haben Wir bei dem Gute
Sinsteder Hvf nicht eintreten lassen können, da dasselbe sich nicht im ausschließlichenBesitze der Wittwe
Brcuer befindet.

3. Die in der Adresse vom 2. April 18U8 beantragte Abänderung des §. 54 des revidirten
Reglements für die Proviuzial-Feuer-Soeietät der Rheinprovinz vom 1. September 1852 haben Wir
mittelst Erlasses vvm 4. Mai 18<>8 - Ges.-Samml. S. 448 ^ genehmigt

4. Die nach der Adresse vom 1. April 18tt8 von Unseren getreuenStänden in Bezug auf
die Reorganisation des Irren-Wesens in der Rhcinprovinz gefaßten Beschlüsse haben Wir genehmigt,
auch durch unsere Minister der Finanzen, der geistlichen :c. Angelegenheiten und des Innern das mit
der Adresse vorgelegte Regulativ über die Leitung und Verwaltung der in jedem Ncgierungs-Bezirke
zu erbauenden,resp, zu erweiterndengemischten Irrcnheil- und Pflege-Anstalten,sowie die von Unseren
getreuen Ständen vollzogenen Wahlen der Mitglieder der zur Ausführung der Bauten niedergesetzten
ständischenKominissionmit der Maaßgabe bestätigen lassen, daß aus dem 8> 19 des Regulativs die
Bestimmung über die Pvrtvfrciheit als unvereinbar mit dem Nundes-Gesetzevom 5. Juni 1869
(Bundes-Ges.-Blatt Seite 141) wegfällt.



5. Dem uou Unsern getreuen Ständen gefaßtenBeschlusse wegen Bestellungeiner ständischen
Kommissionzur Mitwirkung bei der Verwaltung der in der Rhcinprovinzbestehenden Taubstummen-
Anstalten haben Wir Unsere Genehmigungertheilt und gleichzeitig Unsere Minister der geistlichen,
Unterrichts- und Mcdizinal-Angelegenhcitenund des Innern ermächtigt, die Art und Weise der Aus^
Übung der Mitwirkung dieser ständischen Kommissionbei der Verwaltung der mit den Königlichen
Schullchrer-Seminaricn uerbuudeucuvier Taubstummen-Anstaltennach den Uns gemachten Vorschlägen
zu regeln.

6. Die oon Unsern getreuen Ständen in den Petitionen vom 31. März beziehungsweise
2. April 1868 beantragte Aufnahme der Gemcinde-Chanssce von Nenstadt nach Kretzenhans, der Gemeinde-
Chaussee von Vallendar nach Höhr, der Straße von Daadcn uach Nlsdorf und der Aktien-Straße von
Ncuwicdnach Dierdorf iu die Reihe der ostrhcinifchcn Bezirtsstraßcn des RegierungsbezirksCoblenz ist
von Uns genehmigtworden.

?. Ingleichcn haben Wir auf die Petition vom 2. April 18U8 zur Aufnahme der Straße
von Barmen nach Herbertz Lichtenscheid,jedoch mit Ansschlnß der Strecke am rechten Wupperufcr, der
Wuvvcrbrückeund der Eisenbahnbrücke,unter die ostrheinischen Bezirksstraßendes Regierungsbezirks
Düsseldorfdie Genehmigungertheilt.

Was den Antrag betrifft,
zur Uebernahmeder Hombnrg-Broelthaler- und der Werschbachthal-Straßeunter
die ostrheinischcn Bezirksstraßeudes RegierungsbezirksCöln, Unsere Genehmigung
zu ertheilen,

so haben Wir in Betracht der ungünstigen finanziellen Lage des ostrhcinischen Lölner Bezirtsstraßeu-
Fonds Anstand nehmenmüssen, durch Crthcilung der nachgesuchtenGenehmigungdem gedachten Fonds
eine vermehrteUnterhaltnngslast anfyibürde»,

8. Ferner haben Wir die von Unseren getreuenStanden befürworteteAufnahme der Straße
von Würselcn nach Stolberg nebst der Zweigstraßc von der Atsch nach dem Stolbcrgcr Bahnhöfe und
der Straße von der Vrand-Stolbcrger-Vezirksstraßeüber Zweifall nach derLammersdorfSimonscaller-
Bezirtsstraßc bei Iacgcrhaus, der Straße vo» Heinsberg nach Sittard, der Straße von Varaquc-
Michcl über Wcismes nach Amel und von Vlumenthal uach Sistig, der Straße von Wasse,iberguach
Vaal uud der Straße von Geldern über Walbcck nach der Niederländischen Grenze unter die Bezirks¬
straßen des Regierungsbezirks Aachen genehmigt,auch deu bei der letzteren Chanssee bctheiligtcn Ge¬
meindendie erbetenePrämie von 500t! Thalern auf die Meile bewilligt.

9. Auf den Autrag Unserer getreue»Staude in der Petition vom :i. April ,!8l^ haben
Wir den Gemeinden Camp, Nheurdt uud Aldetert zum Ausbau des Communal-Wegesvon Camp nach
Aldctert eine Neubau-Prämie vou 3000 Thalern ans die Meile bewilligt, auch genehmigt, daß die
Straße nach bczirtsstraßenmäßigemAusbau unter die wcstrheinischen Bezirksstraßeudes Ncgicruugs-
Bezirts Düsseldorf aufgenommeuwerde.

10. Dem Antrage Unserer getreuen Stände auf Bcwilliguug einer Ttaalsbcihülfe von
6000 Thalern znm Bau einer Brücke über die Ahr bei dem Bade Neuenahr haben Wir nicht ent¬
sprechen können; dagegen haben Wir die Aufnahme der Gemcindestraßcvon der Ahr-Vczirtsstraße
bei Wadeuheim nach dem Bade Neuenahr nebst den an beiden Seiten der Ahr ausgebauten Dorf-
straßen, jedoch mit Ausschluß der bestehenden Ahrbrücke, unter die Vezirlssiraßen genehmigt.

11. Unsere getreuen Stände haben in der Petition vom 3. April 18Ü8 Uns die Vittc vor¬
der
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Unsere getreuenStände sind hierbei nicht nur von der unzutreffendenVoraussetzung aus¬
gegangen daß die dem ostrheinischen Cölner Bezirtsstraßen-Fonds benöthigtc Hülfe nicht aus den
Mitteln der Provinz oder eines anderen Bezirlsstraßen-Fonds, sondern nur ans Staatsmittel» zu
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Civil-Prozeßordnung
für den Norddntt-

scheu Bund.

entnehmen sei, sondern haben auch unterlassen, über die Art und Weise der Abtragung des erbetenen
Tarlchns Anerbietungen zu machen. Wenn Wir demuugeachtet, in der landcsvätcrlichen Absicht, einen
durch den Verfall seiner wichtigsten Communitationsmittcl hart betroffenen Landestheil unter den
Folgen dieser Verabsäumung nicht leiden zu lassen, Unsere Regierung ermächtigt haben, der Regierung
zu Eöln zu Lnstcn^ihrcs osirhcinischcn Bezirlsstraßen-Fonds, ein zinsfreies^ Darlehn zunächst von
47,000 Thlrn. ans Staatsmitteln vorzustrecken und dieses demnächst, dem weiteren Vedarfe entsprech"nd
um 2?,Ul,2 Thlr., michin bis zum Betrage von 74,L12Thlrn. zn erhöhen, fo erwarten Wir nunmehr'
das; Unsere getreuen stände sich angelegen lassen sein werden, über die Art der Rückzahlung dieses
Darlchns Beschluß zu fassen und ihre dcsfallsigen Vorschläge Unserer Negierung zu unterbreiten.

12. Ans den in der Petition vom 4. April 1868 enthaltenen Antrag Unserer getreuen
Stände, betreffend die mit der Ausarbeitung der Zivilprozeßordnung für deu Norddeutschen Bund
beauftragte Kommission hat, soweit er die Verstärkung dieser Kommission dnrch wenigstens -wei mit
dem Rheinischen Prozeßrechte vertraute Juristen ans dem Rheinischen Nichten und Aduolalenstande
zum Gegenstände hat, nicht eingegangen werden tonnen, weil der Kommission bereits zwei der be- '
zeichneten Iuristcu angehören und seit dem Beginne ihrer Thätiglcil angehört haben, weil ferner nicht
minder irrthümlich vorausgesetzt ist, die Kommission ,'ci von Unserem ^nstizministcr berufen während
sie ihren Auftrag von dem Bundesrathe des Rord^utschen Bundes empfangen, welcher fcincrscits
zehn Mitglieder der Kommission gewählt hat. Anlangend den Antrag, den ans der Berathung der
Kommission hervorgehenden Entwurf zrilig dnrch den Druck bekannt machen zu lassen so ist die
beantragte Veröffentlichung bereits inzwischen erfolgt. Ans die außerdem erbetene Veröffentlich!!,,
der Gutachten des Rheimichen Appcllaiionsgerichtshofes hat schon deshalb nicht eingegangen werde«
können, weil Nicht naher erhellet, welche Gutachten gemeint sind.

Kosten der Orcu;- 1^, Auf den Llutrag Unserer getreuen Stände in der Petition vvm 4. April I8L8 um
sperre gegm die N,n- Uebernahme der dnrch die miliiairische sperre gegen die Rinderpest den Grenzgcmeinden der Regie-

derpest. rungsbezirte Düsseldorf und Aachen erwachsenen Kosten aus Staatsfonds Vermögen Wir nicht ein¬
zugehen.

In der Nheinvrovinz find nicht „nr die Entschädigungen für das in Folge oder zur Unter¬
drückung der Rinderpest auf owglenlichc Anordnung getödtete Vieh aus Staatsfonds' gewährt
sondern auch die Verpflichtungen, welche im Geltungsbereiche des Patents vom 2. April 1803 den
Kreis-Kassen obliegen, auf die Staatskasse übernommen worden. Es ist hierdurch die dortige Proviin
bereits günstiger gestellt worden, als die ostlichen Provinzen des Staats und es liegt kein Grund
vor, hierin »och weiter zn gehen nnd auch die überall von den Eommunen zn tragenden Kosten der
Beschaffung, Einrichtung, Heizung nnd Beleuchtung der Militair-Wachtlolale fowi'e der Einrichtung
uuo Ausstaituug der Tcsinfektious-Budeu und Handhabung der Tcsinfections-Maßregcln aus Staats¬
fonds zu bewilligen. Eine Unbilligkeit für die betreffenden Gemeinden ist hierin nicht zu finden, da
die ungewandten Maßregeln znnächst diese Gemeinden vor Eindringen der Seuche schützte,!, und das
hierdlnch bewirlle Abhalten der Ealamität von dem Hintcrlande durch die von dem Staat bereits
gewahrten Entschädigungen genügend vergütet ist,

Auch dem weiteren Antrage Unserer getreuen Stände, den Gemeinden resp. Quartiergebern
statt des bewilligte,! Verpflegungszuschusses vou 7^ Tgr. einen solchen von 10 Sgr. für Mann und
Tag von Beginn der Einquartieruug bis zur vollständige,! Zurückziehung der Truppen zu gewähren
tonnen Wir nicht willfahren, ra die betreffenden Gemeinden hierin die Lage aller derjenigen Gemeinden
theilen, welche gerade von einer Einquartierung betroffen werden und ihnen die gegen die Gefahr der
Einfchlcpvnng gerichtete militairüche Absperrung in erster Linie zu statten kommt.



Nachdem übrigens das Bundes-Gesetz vom ?. April 18L9 in Kraft getreten ist, haben
Wir Einleitungen treffen lassen, um dicfe Angelegenheit gleichmäßig für alle Unsere Provinzen
zu regeln.

Zu Urtund diefcr Unserer gnädigstenBescheidunghaben Wir den gegenwärtigenLandtags-
Abschied Höchsteigenhändigvollzogenund verbleibenUnseren getreuen Ständen in Gnaden gewogen.

Gegeben Berlin, den 8. Juni 1871.

gez. Wilhelm.

;ez. von Vismark, von Noon, von Mühler, von Selchow
„ Graf Cu I enburg, Camphauscn. zugleich für den abwesendenMinister für Handel :c.
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